
GEMEINDE NEUFAHRN
BE I F R E I S I NG

Beschlussvorlage

Vorlage Nr.: Bau/034/2022

Sachgebiet Sachbearbeiter Datum:
Bauamt Zue, Christian 08.03.2022

Beratungsfolge Termin Behandlung Status

Gemeinderat 25.04.2022 öffentlich

Bebauungsplanes Nr. 134 „Gewerbegebiet Mintraching Nord-Ost,
Ortsabrundung östlich der Münchner Straße„ und zugehöriger 27.
Flächennutzungsplanänderung; Würdigung Stellungnahme Landratsamt
Sachgebiet Altlasten

Sachverhalt:

Stellungnahme Landratsamt Freising, Sachgebiet Altlasten jeweils vom 25.02.2022

Zur 27. Änderung Flächennutzungsplan

Zum Bebauungsplan Nr. 134



Würdigung:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Zum Flächennutzungsplan:



In die Bauleitplanungen wird nachfolgender Hinweis aufgenommen:

„Sollten im Zuge geplanter Baumaßnahmen Bodenverunreinigungen oder Altlasten
festgestellt werden, ist das LRA Freising (SG41) unverzüglich zu informieren.“

Zum Bebauungsplan:

Bodenschutz, Versiegelung, Flächenverbrauch

Zu Altlasten

Unter Punkt 10 der textlichen Hinweise wird das Wort „Wohngebiete“ durch das Wort
„Gewerbegebiete“ ersetzt
In der Begründung wird unter Punkt 8. folgender Hinweis übernommen:
„Sollten im Zuge geplanter Baumaßnahmen Bodenverunreinigungen oder Altlasten
festgestellt werden, ist das LRA Freising (SG41) unverzüglich zu informieren.“

Zu Bodenschutz/Oberboden
In die Begründung wird folgendes aufgenommen: „Der gewachsene Bodenaufbau soll überall
dort erhalten werden, wo keine bauliche Anlage errichtet und auch sonst keine
nutzungsbedingte Überprägung der Oberfläche geplant bzw. erforderlich ist. Es wird dringend
empfohlen, ein Bodenmanagementkonzept zu erarbeiten, denn für Oberboden, der
abtransportiert und anderweitig wieder auf landwirtschaftlich genutzten Flächen verwertet
werden soll, ist §12 Bundesbodenschutzverordnung (BBodschV) zu beachten.“
In Nr. 11 der textlichen Hinweise wird ergänzt: „§12 der Bundesbodenschutzverordnung
(BBodschV) ist zu beachten, die Erstellung eines Bodenmanagementkonzepts wird dringend
empfohlen. Die Veranlassung zur Erstellung wird über den städtebaulichen Vertrag
gesichert.“

Überall dort, wo Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Natur und Landschaft festgesetzt sind, wird der gewachsene Oberboden nicht angetastet.
Ein Teilausgleich für die Versiegelung findet durch die unter Punkt 9.1.(8) festgesetzte
Begrünung der Dächer statt, so dass hier wieder eine belebte Bodenschicht entsteht, die
auch der Regenrückhaltung dienen kann.

Zu Flächenverbrauch und Entsiegelung
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde Neufahrn ist generell bestrebt,
Flächen die nicht benötigt werden zu entsiegeln. Aufgrund des Siedlungsdrucks im Münchner
Norden und auch der damit verbundenen wirtschaftlichen Entwicklung ist jedoch die
Versiegelung von Flächen unabwendbar. Sie wird auf das Minimum reduziert.

Diskussionsverlauf:

Beschlussvorschlag:

Der Gemeinderat beschließt die Würdigung entsprechend dem Sachvortrag. Die
Bauleitplanungen werden entsprechend der Würdigung ergänzt.

In den städtebaulichen Vertrag ist ein Passus aufzunehmen, der die Erstellung eines
Bodenmanagementkonzepts sichert.



Beratungsergebnis:

Abstimmungs-
Ergebnis :

zugestimmt abgelehnt lt. Beschlussvor-
schlag

Abweich. Beschluss
(Rücks.)


